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A. Bericht des Abgeordneten Harnischfeger: 


Der Bundestag hat in seiner 174. Sitzung am 
29. November 1956 den von der Bundesregierung 
eingebrachten Gesetzentwurf an den Ausschuß für 
Wiederaufbau und Wohnungswesen überwiesen. 

Der Ausschuß für Wiederaufbau und Wohnungs- 
wesen hat am 9. und 10. Januar sowie am 7. Fe- 
bruar 1957 über eine Reihe grundsätzlicher Fragen 
Beschluß gefaßt. Der von der Bundesregierung ein- 
gebrachte Gesetzentwurf wurde daraufhin umge- 
staltet. Sachverständige des Bergbaues haben Ge- 
legenheit zur Stellungnahme zu den vorgesehenen 
Vorschriften erhalten. 

Das Ergebnis der Beratungen wird den Mitglie- 
dern des Deutschen Bundestages durch nachstehen- 
den Bericht zur Kenntnis gebracht. 


I. Allgemeines 

Das Gesetz zur Förderung des Bergarbeiterwoh- 
nungsbaues im Kohlenbergbau vom 23. Oktober 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 865) hat mit der Kohlen- 
abgabe eine zusätzliche Finanzierungsquelle für 
den Bergarbeiterwohnungsbau im Kohlenbergbau 
erschlossen. 

Durch das Gesetz zur Änderung dieses Gesetzes 
vom 29. Oktober 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 297) 
wurde der zunächst bis zum 31. Oktober 1954 be- 
fristete Zeitraum für die Erhebung der Kohlen- 
abgabe unter Halbierung der Abgabe bis zum 
31. Dezember 1957 verlängert. 


Ab 1. Juli 1955 hat die Bundesregierung ohne 
Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften 
90 v. H. der Kohlenabgabe für Steinkohlenkoks, 
Steinkohle und Steinkohlenbriketts gestundet, um 
die durch die Lohnerhöhung im Steinkohlenberg- 
bau hervorgerufene Steigerung der Produktions- 
kosten teilweise aufzufangen und auf diese Weise 
eine wesentliche Kohlenpreiserhöhung im Interesse 
der Erhaltung der allgemeinen Preisstabilität zu 
vermeiden. Die Stundungsmaßnahme bezog sich 
nicht auf den Braun- und Pechkohlenbergbau. 

Aus sozialen und produktionspolitischen Grün- 
den blieb jedoch die dringende Notwendigkeit be- 
stehen, die Weiterführung des Bergarbeiterwoh- 
nungsbaues zu gewährleisten. Daher legte die Bun- 
desregierung am 17. Januar 1956 dem Bundesrat 
den Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes zur Förderung des Bergarbeiter- 
wohnungsbaues im Kohlenbergbau vor, der nach 
Stellungnahme des Bundesrates am 4. Mai 1956 
dem Bundestag zur Beschlußfassung zugeleitet 
wurde — Drucksache 2356 — . 

Als Kernstück sah der Entwurf für den Stein- 
kohlenbergbau anstelle der Förderung aus Kohlen- 
abgabemitteln eine Finanzierung des Bergarbeiter- 
wohnungsbaues über eine Anleihe von 240 Mio DM 
vor, die von Realkreditinstituten auf dem Kapital- 
markt begeben und deren Erlös den Bundestreu- 
handstellen für den Bergarbeiterwohnungsbau als 
Darlehen zur Verfügung gestellt werden sollte. 

Im Hinblick auf die zwischenzeitliche Entwick- 
lung des Kapitalmarktes ist dieser Weg nicht mehr 
ohne weiteres gangbar. 
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Aus Anlaß der Arbeitszeitverkürzung hat der 
Steinkohlenbergbau mit Wirkung vom 20. Oktober 
1956 eine Erhöhung des Kohlenpreises in eigener 
Verantwortung vorgenommen und dabei einen 
Aufschlag zum Ausgleich der gestiegenen Produk- 
tionskosten und einen weiteren Aufschlag für eine 
verstärkte Förderung des Bergarbeiterwohnungs- 
baues erhoben. 

Die Möglichkeit hierzu bestand auf Grund des 
Vertrages über die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl. Die Zuständig- 
keit für Kohlenpreise ist damals durch diesen Ver- 
trag auf die Hohe Behörde übergegangen, so daß 
jetzt die Kohlenpreise weder durch die Bundes- 
regierung noch durch die Zechen, sondern allein 
von der Montan-Union festgelegt werden. Es liegt 
deshalb nicht in der Hand der Bundesregierung, 
die nun einmal erhöhten Preise für Ruhrkohlen- 
erzeugnisse zu ändern. 

Bei der Berechnung des Kohlenmehrpreises wur- 
den nicht nur die Mehraufwendungen für die durch 
die Arbeitszeitverkürzung gestiegenen Löhne be- 
rücksichtigt, sondern dabei gleichzeitig ein Auf- 
schlag von 2,60 DM/t Steinkohlenkoks bzw. 

2,00 DM/t Steinkohle und Steinkohlenbriketts für 
eine verstärkte Förderung des Bergarbeiterwoh- 
nungsbaues einbezogen. Der Durchschnitt von 
2,50 DM/t zum Ausgleich der Mehraufwendungen 
ist nach Kohlenarten aufgegliedert, um den Haus- 
brand- und Kleinverbraucher zu entlasten. Es wur- 
den ab 20. Oktober 1956 folgende Preiserhöhungen 
vorgenommen; 

Bei Hochofen- 
koks 4,00 DM/t zum Ausgleich der gestie- 

genen Löhne; 

2,60 DM/t zur Finanzierung des 
Bergarbeiterwohnungs- 
baues m 6,60 DM/t, 

bei Brechkoks 3,30 DM/t zum Ausgleich der gestie- 
genen Löhne; 

2,60 DM/t zur Finanzierung des 
Bergarbeiterwohnungs- 
baues = 5,90 DM/t, 

bei Steinkohle 2,10 DM/t zum Ausgleich der gestie- 
genen Löhne; 

2,00 DM/t zur Finanzierung des 
Bergarbeiterwohnungs- 
baues = 4,10 DM/t. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat sich mit 
den für den Bergarbeiterwohnungsbau vorgese- 
henen Zuschlägen des Steinkohlenbergbaues in die- 
ser Höhe nicht einverstanden erklärt. Er hat zwar 
keine Bedenken, daß die Finanzierungsbeträge für 
den Bergarbeiterwohnungsbau beim Steinkohlen- 
koks höher festgesetzt werden, als bei Steinkohle 
und Steinkohlenbriketts. Er erachtet allerdings 
diese Finanzierungsbeträge als eine zu starke Be- 
lastung der Verbraucherschaft. Da jedoch die Preis- 
erhöhung seit dem 20. Oktober 1956 in vollem Um- 
fang in Kraft ist, und der Steinkohlenbergbau zu 
erkennen gegeben hat, daß geringere Abgabebe- 


träge ihn nicht veranlassen würden, entsprechende 
Preisnachlässe bei der Hohen Behörde zu beantra- 
gen, weil diese Preisnachlässe dem Verbraucher 
nicht zugute kommen würden, erscheint es nun- 
mehr richtig, die Abgabebeträge der Kohlenver- 
braucher in Höhe von 2,60 DM/t Steinkohlenkoks 
und 2,00 DM/t Steinkohle und Steinkohlenbriketts 
festzusetzen. 

Im Hinblick auf die bereits seit dem 20. Oktober 
1956 gültigen neuen Kohlenpreise ist deshalb eine 
alsbaldige gesetzliche Regelung erforderlich. Der 
Regierungsentwurf wurde daher in den Ausschuß- 
beratungen den derzeitigen Gegebenheiten ange- 
paßt. 

Allgemein darf zur Begründung des geänderten 
Gesetzentwurfs folgendes ausgeführt werden: 

Der Bergbau beabsichtigte, bis zum 31. Dezem- 
ber 1958 eine freiwillige Verpflichtung zu über- 
nehmen, die ihm über den Preis zufließenden 
Beträge für die Förderung des Bergarbeiterwoh- 
nungsbaues selbständig einzusetzen in der Erwar- 
tung, daß sie von Umsatz- und Ertragssteuern frei- 
gestellt werden. 

Demgegenüber hält es der Ausschuß für zwin- 
gend geboten, die notwendigen Mittel für die 
Finanzierung des Bergarbeiterwohnungsbaues in 
der bisherigen Form durch Erhebung einer Kohlen- 
abgabe im Anhängeverfahren aufzubringen. Denn 
gegen die Absichten des Bergbaues bestehen fol- 
gende schwere Bedenken: 

a) Der verhältnismäßig hohen Preisanhebung 
würde eine nur kurzfristige freiwillige Ver- 
pflichtung der Unternehmen gegenüberstehen 
ohne Gewähr dafür, daß der Kohlenpreis 
danach gesenkt, und ohne Garantie, daß die All- 
gemeinheit bzw. der Bund in Zukunft nicht 
wieder zur Förderung des Bergarbeiterwoh- 
nungsbaues beansprucht wird. 

b) Der Allgemeinheit kann eine derartig hohe zu- 
sätzliche Belastung nicht zugemutet werden, 
wenn nicht sichergestellt ist, daß der gesamte 
Betrag einschließlich der Rückflüsse jetzt und 
für die Zukunft dem Bergarbeiterwohnungsbau 
zur Verfügung steht. 

c) Zudem wäre die vom Bergbau durch die Preis- 
anhebung erzielte Wirkung wesentlich geringer 
als bei einer zweckgebundenen Kohlenabgabe, 
weil die gewünschte Steuerbefreiung nicht mög- 
lich ist. Es muß vielmehr davon ausgegangen 
werden, daß der Preisanteil von 2,60 DM/t bzw. 

2,00 DM/t sich durch Ertrags-, Umsatz- und 
Vermögensteuern auf weniger als 1,80 DM/t 
bzw. 1,40 DM/t verringert. 

d) Darüber hinaus würde die Preisanhebung Han- 
delsnutzen und Verdienstspannen erhöhen so- 
wie bei Vorliegen von Kohlengleitklauseln er- 
höhte Abnehmerpreise für Gas, Strom und 
Wasser zur Folge haben. 

Die vom Ausschuß vorgeschlagene gesetzliche 
Regelung bietet gegenüber den Absichten des Un- 
ternehmerverbandes folgende Vorteile: 
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a) Die dauernde zweckbestimmte Verwendung der 
Mittel und eine weitgehende Befriedigung des 
Wohnungsbedarfs der Bergarbeiter sind sicher- 
gestellt. 

b) Die Kohlenabgabe steht in voller Höhe dem 
Bergarbeiterwohnungsbau zur Verfügung — 
keine steuerliche Belastung, keine Handels- 
spannen — . 

Da der Bergarbeiterwohnungsbau eine unabding- 
bare Voraussetzung jeder Produktionssteigerung 
im Kohlenbergbau ist, die wegen des ständig wach- 
senden Energiebedarfs ein wesentliches Anliegen 
der Allgemeinheit und auch der Kohlenverbraucher 
bedeutet, ist die Finanzierung des Bergarbeiter- 
wohnungsbaues durch Erhebung der Kohlenabgabe 
der sozial gerechteste und volkswirtschaftlich 
wirksamste Weg. 

Der Steinkohlenbergbau wird die Kohlenpreise 
um 2,60 bzw. 2,00 DM/t nach Inkrafttreten dieses 
Änderungsgesetzes senken. Im Hinblick auf die zu 
erwartende gesetzliche Regelung hat der Stein- 
kohlenbergbau bereits diese Beträge ab 20. Okto- 
ber 1956 abgeführt. Dieses Verfahren vermeidet 
eine wiederholte Beunruhigung des Marktes, Preis- 
listenänderungen der Verkaufsorganisationen sowie 
eine mehrmalige Bemühung der Hohen Behörde; 
sie macht außerdem die Aufhebung der seit dem 
1. Juli 1955 verfügten Stundung von 90 v. H. der 
Kohlenabgabe im Steinkohlenbergbau entbehrlich. 

In den Jahren 1952 bis 1954 sind für den Berg- 
arbeiterwohnungsbau insgesamt 614,9 Mio DM 
Kohlenabgabemittel verteilt worden. Da in den 
Jahren 1955 und 1956 aus der Kohlenabgabe nur 
122 Mio DM aufgekommen sind, hat der Bund im 
Hinblick auf die zu erwartenden gesetzlichen Maß- 
nahmen 108 Mio DM vorgeleistet, um den Berg- 
arbeiterwohnungsbau aus sozialen und produk- 
tionspolitischen Gründen in dem bisherigen Um- 
fange fortführen zu können. Mit den bis einschließ- 
lich 1956 insgesamt verteilten 844,9 Mio DM wur- 
den bis Ende 1955 114 583 Wohnungen gefördert; 
dieses Ergebnis erhöht sich um etwa 10 000 Woh- 
nungen aus der Förderung des Jahres 1956. 

Der Ausschuß hat seinen Beschlüssen auf Grund 
der übereinstimmenden Auffassung von Bundes- 
regierung und Bergbau einen akuten Bedarf von 
mindestens 60 000 Bergarbeiterwohnungen zu- 
grunde gelegt. 

Dieser Fehlbetrag errechnet sich wie folgt: 

1. Bedarf am 1. Januar 1957 .... rd. 18 500 WE 

2. Infolge der immer noch lebhaften 

Fluktuation, der Weiterbelegung 
der Wohnungen durch Invaliden 
und Neuzugängen von Invaliden 
und Witwen und Abzugswohnun- 
gen wird für 1957 bei nur voraus- 
sichtlicher Schätzung ein Woh- 
nungsbedarf von rd. 11 000WE 

dringend erforderlich. 


Hinzu kommt der Verschleiß von 
Altwohnungen und Ersatz noch 
bestehender Notwohnungen und 
Nissenhütten von rd. 6 000 WE 

Ferner muß hinzugerechnet wer- 
den die Belegschaftsaufstockung 
bis 1958 infolge erforderlich wer- 
dender Kapazitätsausweitung und 


der Arbeitszeitverkürzung, wo- 
durch sich bei einem Auf- 
stockungsbedarf von rd. 30 600 
Köpfen ein Wohnungsbedarf für 
mindestens rd. 18 500 WE 


ergibt. 

Demnach ist der Mindestbedarf 

für die Ruhr bis Ende 1958 . . . rd. 54 000 WE 

Hinzu kommt der Wohnungsbe- 
darf bis 1958 für die Reviere 
Aachen, Bayern, Hessen und 
Niedersachsen von rd. 6 000 WE 


so daß der Bedarf bis Ende 1958 

zusammen mindestens 60 000 WE 


beträgt. 

Das Aufkommen würde bei einem Einsatzbetrag 
von 2,60 DM/t Steinkohlenkoks, 2,00 DM/t Stein- 
kohle und Steinkohlenbriketts, 1,00 DM/t Braun- 
kohlenschwelkoks sowie 0,50 DM/t Braun- 
kohlenbriketts und Pechkohle unter Zugrunde- 
legung der Produktionszahlen des Jahres 
1955 jährlich etwa 239 356 000 DM, in drei Jahren 
also 718 068 000 DM betragen. Davon würde die 
Abgabe für Braunkohlenschwelkoks jährlich etwa 
600 000 DM und die Abgabe für Braunkohlen- 
briketts und Pechkohle jährlich etwa 7 784 000 DM 
erbringen. 

Die Dauer des Erhebungszeitraumes richtet sich 
unter Berücksichtigung des genanten Wohnungs- 
bedarfs nach der Höhe der Abgabesätze und der 
Durchschnittsförderungssätze im allgemeinen sozia- 
len Wohnungsbau. 

Nach den neuen Wohnungsbauförderungsbestim- 
mungen des Landes Nordrhein-Westfalen für 1957 
beträgt der Förderungssatz für eine 60 qm große 
Wohnung im Mittel 11 000 DM. Die Wohnungen im 
Bergarbeiterwohnungsbau sind im Durchschnitt 
65 bis 70 qm groß; niedrig angesetzt werden daher 
Durchschnittssätze von 11 500 DM je Wohnung, 
mithin für 60 000 Wohnungen 690 000 000 DM er- 
forderlich sein. Darüber hinaus werden im allge- 
meinen weitere 13 v. H. der Kohlenabgabemittel 
für Aufschließungsmaßnahmen, Folgeeinrichtungen 
und zum Bau von Wohnungen nach § 6 Abs. 1 
Buchstabe a (Mantelbevölkerung) benötigt. Das 
Aufkommen der Kohlenabgabe von drei Jahren ist 
daher zur Deckung des Wohnungsbedarfs unbe- 
dingt erforderlich. Der Ausschuß hat deshalb ein- 
stimmig beschlossen, die Kohlenabgabe bis zum 
31. Dezember 1959 zu erheben. 
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Die Förderung des Bergarbeiterwohnungsbaues 
im Kohlenbergbau obliegt nicht dem Bund allein, 
sondern verlangt eine angemessene Beteiligung der 
Länder, in denen Kohlenbergbau betrieben wird. 
In § 2 Abs. 1 des Bergarbeiterwohnungsbaugesetzes 
wird ausdrücklich bestimmt, daß die Kohlenabgabe 
zur zusätzlichen Finanzierung des Bergarbeiter- 
wohnungsbaues dient. Seit 1951 haben sich die 
Länder Nordrhein-Westfalen, Bayern, Hessen und 
Niedersachsen wie folgt an der nachstelligen 
Finanzierung des Bergarbeiterwohnungsbaues be- 
teiligt: 

Nordrhein- 

Westfalen mit 200 600 000 DM (einschließ- 
lich 20,6 Mio DM im Vorgriff 
auf 1957) 

= ca. 25 v. H. der zugeteilten Kohlen- 
abgabemittel 

Bayern mit 5 480 020 DM 

— ca. 48 v. H. der zug^teilten Kohlen- 
abgabemittel 

Hessen mit 2 300 000 DM 

= ca. 37 v. H. der zugeteilten Kohlen- 
abgabemittel 

Nieder- 
sachsen mit 8 628 000 DM (einschließ- 
lich des in der Hohe noch nicht 
feststehenden Betrages von 
1,5 Mio DM für 1956) 

= ca. 35 v. H. der zugeteilten Kohlen- 
abgabemittel. 

Nach Ansicht des Ausschusses reicht jedoch die 
Beteiligung der Länder nicht aus. Insbesondere 
hält der Ausschuß es für erforderlich, daß sich das 
Land Nordrhein-Westfalen stärker finanziell am 
Bergarbeiterwohnungsbau beteiligt. Um diesen 
Zweck zu erreichen, hat der Ausschuß den Bundes- 
minister für Wohnungsbau beauftragt, mit dem 
Minister für Wiederaufbau des Landes Nordrhein- 
Westfalen dem Sinne nach folgende Verein- 
barung zu treffen: 

Zur Sicherstellung der in §§ 2 Abs. 1 und 14 
Abs. 2 Satz 2 des Bergarbeiterwohnungsbauge- 
setzes enthaltenen Forderung, daß Kohlenabgabe- 
mittel zur zusätzlichen Finanzierung des Berg- 
arbeiterwohnungsbaues im Kohlenbergbau be- 
stimmt sind, aber nicht zu einer Verringerung 
der sonstigen für den sozialen Wohnungsbau ver- 
anschlagten öffentlichen Mittel führen dürfen, 
wird folgendes vereinbart: 

Das Land Nordrhein-Westfalen beteiligt sich an 
der nachstelligen Finanzierung des Bergarbei- 
terwohnungsbaues im Kohlenbergbau mit für 
den sozialen Wohnungsbau bestimmten öffent- 
lichen Mitteln. Der Anteil der Mittel für den 
Bergarbeiterwohnungsbau im Kohlenbergbau an 
den für den sozialen Wohnungsbau veranschlag- 
ten öffentlichen Mitteln muß dem Verhältnis der 
im Kohlenbergbau Wohnungsberechtigten zu der 
Gesamtbevölkerung des Landes entsprechen. 


Sollte diese Vereinbarung nicht zustande kom- 
men, so ist der Bundesminister für Wohnungsbau 
gehalten, bei der Verteilung der Kohlenabgabe- 
mittel dem Land Nordrhein- Westfalen eine ent- 
sprechende Auflage zu machen. Nur unter dieser 
Voraussetzung sah der Ausschuß von einer ver- 
schärften Bestimmung in § 2 Abs. 1 ab. 

Eingehend hat sich weiterhin der Ausschuß mit 
der Frage befaßt, wie der Fremdbelegung von 
kohlenbergbaugebundenen Wohnungen entgegen- 
gewirkt werden kann. Bei den Maßnahmen zur 
Befriedigung des Wohnungsbedarfs für Bergar- 
beiter ist neben der Schaffung neuer Wohnungen 
von besonderer Bedeutung, bereits vorhandene 
Bergarbeiterwohnungen, die z. Z. von bergbau- 
fremden Mietern bewohnt werden, ihrer eigent- 
lichen Zweckbestimmung wieder zuzuführen. Mit 
dieser Frage haben sich in der Vergangenheit ins- 
besondere die Bundesminister für Wohnungsbau, der 
Justiz, für Wirtschaft und für Arbeit eingehend 
befaßt. Erhebungen des Bergbaues, die im Jahre 
1955 angestellt wurden, haben ergeben, daß von 
den Bergarbeiterwohnungen, die in Zechenbesitz 
waren, mehr als 8 v. H. bergbaufremd besetzt 
waren. Bei den Wohnungsunternehmen konnte ein 
Anteil von mehr als 11 v. H. und bei der Treu- 
handstelle für Bergmannswohnstätten im rheinisch- 
westfälischen Steinkohlenbezirk ebenfalls ein An- 
teil von etwa 8 v. H. ermittelt werden. Das ergibt 
durchschnittlich eine Fremdbelegung von 9 v. H. 
Bei einem Wohnungsbestand von rd. 400 000 Berg- 
arbeiterwohnungen ist somit mit einer Fremd- 
belegung von etwa 36 000 Wohnungen zu rechnen. 

Daneben hält der Bergbau etwa 55 000 Wohnun- 
gen, zu denen in den nächsten Jahren weitere 
70 000 Wohnungen ih inzutreten werden, für seine 
Invaliden und Witwen bereit, die i;m Bergbau 
einen besonderen, teils sogar gesetzlich festgeleg- 
ten Schutz genießen. Es ist deshalb verständlich, 
wenn der Bergbau Mittel und Wege sucht, um die 
36 000 fremdbelegten Wohnungen möglichst schnell 
wieder miit Bergmannsfamilien belegen zu kön- 
nen. 36 000 freigemachte Wohnungen würden eine 
Ersparnis von rund 400 Mio DM allein ian nach- 
stelliger Finanzierung bedeuten. Abgesehen davon, 
daß der Ruhrbergbau seit der Währungsreform 
etwa 1 Mrd. DM an Arbeitgeberdarlehen aufge- 
wandt hat, werden die mit erheblichen Mitteln 
errichteten und unterhaltenen Bergbauwohnungen 
zum Teil von Arbeitnehmern bergbaufremder 
Unternehmungen benutzt, so daß die Bergbauge- 
sellschaften infolge des fehlenden Wohnungsbe- 
darfs in der Einstellung der für die Kohleproduk- 
tion unbedingt notwendigen Arbeitskräfte behin- 
dert werden. 

Die Hauptschwierigkeiten auf diesem Gebiet 
liegen nicht in der Erwirkung der ohne weiteres 
zu erreichenden Räumungsurteile, sondern viel- 
mehr in der Vollstreckungsschutzklausel des § 30 
Abs. 1 des Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes. 
Diese Vorschrift sieht für die Vollstreckung von 
Räumungstiteln aus §§ 22 bis 23 b des Mieter- 
schutzgesetzes das Vorhandensein einer „ange- 
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messenen“ Ersatzwohnung vor. Da in sehr vielen 
Fällen angemessener Ersatzwohn raum nicht zur 
Verfügung steht, bleiben diese Wohnungen berg- 
baufremd, es sei denn, daß der Räumungsschuldner 
sich nicht ernstlich um eine anderweitige Woh- 
nung bemüht. Der Bergbau hat deshalb angeregt, 
in diese Novelle eine Bestimmung dahingehend 
aufzunehmen, daß bei Aufhebungsurteilen wegen 
des Anspruchs auf Herausgabe von Werks- und 
Betriebswohnungen in der Regel ein besonders 
dringender Bedarf im Sinne des § 30 Abs. 1 Satz 2 
des Wohraumbewirtschaftungsgesetzes vorhanden 
ist, wenn der Räumungsschuldner in keinem Ar- 
beitsverhältnis zu einem anderen Bergwerksunter- 
nehmen des betreffenden Bergbauzweiges steht. 

Der Bergbau hat besonders darauf hingewiesen, 
daß dem Räumungsschuldner bei Aufnahme einer 
derartigen Bestimmung in jedem Fall der An- 
spruch auf eine „ausreichende“ Ersatzwohnung 
verbleibt, er sogar eine „angemessene“ Ersatz- 
wohnung beanspruchen kann, wenn ihm die „aus- 
reichende“ Unterbringung nicht zuzumuten ist. 
Durch die vorgeschlagene Änderung der Vollstrek- 
kungsschutzbestimmung sollte in erster Linie eine 
Auflockerung im bergbaueigenen Wohnungsbe- 
stand angestrebt werden, damit die moderneren 
oder in Zechennähe gelegenen Wohnungen im 
Austausch mit anderen Wohnungen des Bergbaus 
wieder von den im Bergbau Tätigen bewohnt 
werden können. 

Der Ausschuß hat sich den Vorstellungen des 
Bergbaues nicht anschließen können. Er ist dabei 
davon ausgegangen, daß die Fälle, in denen die 
Fremdbelegung einer Bergarbeiterwohnung auf 
Abwanderung des Bergarbeiters in andere Wirt- 
schaftszweige zurückzuführen ist, von § 30 Abs. 1 
des Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes nicht be- 
troffen sind; in diesen Fällen ermöglicht es schon 
das geltende Recht, ein Räumungsurteil zu voll- 
strecken, auch wenn Ersatzraum nicht vorhanden 
ist (§ 30 Abs. 4 Satz 2 des Wohnraumbewirtschaf- 
tungsgesetzes). Diese Ansicht wurde auch von den 
Sachverständigen des Bergbaus geteilt. Die Räu- 
mungsfälle, bei denen sich der Vollstreckungs- 
schutz nach § 30 Abs. 1 des Wohnraumbewirtschaf- 
tungsgesetzes richtet, sind häufig derart, daß eine 
Einschränkung des Vollstreckungsschutzes gegen- 
über dem geltenden Recht zu einer sozial unge- 
rechtfertigten Härte führen würde, zumal diese 
Einschränkung nur für einen bestimmten Wirt- 
schaftszweig Geltung hätte. 

Um aber dem berechtigten Anliegen des Berg- 
baues, der Fremdbelegung entg eg enzu wirken, zu 
entsprechen, hat der Ausschuß einen anderen Weg 
beschritten und den Antrag des Abg. von Bodel- 
schwingh angenommen, in das Gesetz einen neuen 
§ 9 a über den Ersatzwohnungsbau aufzunehmen. 
Mit dieser Bestimmung über den Einsatz von 
Treuhandmitteln für den Bau von anderen als 
bergbaugebundenen Wohnungen soll die Frei- 
machung einer fremdbelegten bergbaugebundenen 
Wohnung ermöglicht werden. 


Die Mittel können zusätzlich zur Finanzierung 
von Ersatzwohnungen gegeben werden. Es bedarf 
keiner besonderen Erwähnung, daß die Treuhand- 
mittel auch als zeitweiser oder teilweiser Ersatz 
etwa benötigter Arbeitgeberda riehen eingesetzt 
werden können. 

Es muß besonders betont werden, daß Invaliden 
und Witwen nach § 4 dieses Gesetzes wohnungs- 
berechtigt sind. Ihre Wohnungen sind daher nicht 
fremdbelegte Wohnungen; damit ist jedoch nicht 
ausgeschlossen, daß die Invaliden und Witwen auf 
ihren ausdrücklichen Wunsch hin eine Ersatzwoh- 
nung in einer ihnen genehmen Lage erhalten kön- 
nen. 

Die Hohe der Darlehen im Einzelfall sollen „in 
der Regel“ die Durchschnittssätze im Sinne des 
§ 43 Abs. 1 Sätze 1 und 2 des Zweiten Wohnungs- 
baugesetzes nicht übersteigen. Damit ist zum Aus- 
druck gebracht, daß evtl, erforderliche weitere 
Finanzierungsmittel nach § 46 des Zweiten Woh- 
nungsbaugesetzes nicht aus Treuhandmitteln ge- 
währt werden sollen. Diese Einschränkung war 
notwendig, weil die Treuhandmittel in erster 
Linie zur nachstelligen Finanzierung von Berg- 
arbeiterwohnungen bestimmt sind. 

Das Gesetz dient in seiner Gesamtheit einer 
möglichst schnellen und umfassenden Befriedigung 
des Wohnungsbedarfs im Kohlenbergbau. 


II. Die Vorschriften im einzelnen 

Zu Artikel I 
Nr. 1 

In § 1 Abs. 3 wird erstmalig eine Abgabe für 
Braunkohlenschwelkoks in Höhe von 1,00 DM/t 
eingeführt. 

Nr. 2 

§ 9 a soll sicherstellen, daß Treuhandmittel auch 
zur Finanzierung des Baues von anderen als Berg- 
arbeiterwohnungen eingesetzt werden können, 
wenn hierdurch eine bergbaugebundene Wohnung 
frei wird. 

Über die Anträge entscheidet der Bezirksausschuß 
nach dem Vorbild der in § 2 a Abs. 6 getroffenen 
Regelung für Aufschließungsmaßnahmen und 
Folgeeinrichtungen. Es war notwendig, den zu- 
ständigen Bezirksausschuß näher zu kennzeichnen, 
weil in den Fällen, in denen die Ersatz Wohnungen 
und die freiwerdende Bergarbeiterwohnung in 
verschiedenen Kohlenbezirken bzw. Orten außer- 
halb eines Kohlenbezirks liegen, die Zuständigkeit 
zweifelhaft sein könnte. 

Hinsichtlich der Antragsberechtigung gelten die 
Bestimmungen des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
(vgl. Absatz 2 Satz 1). Das Recht, ein Darlehen aus 
Treuhandmitteln für den Bau der Ersatz wohnung 
zu beantragen, hat der Bauherr. Den Belangen der 
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Gemeinden und der Kahlenbergbauuntemehmen, 
die an ider Freimachung der fremdbelegten Berg- 
arbeiterwohnung interessiert sind, kann durch den 
Bezirksausschuß selbst Rechnung getragen werden. 
Die Zusammensetzung des Bezirksausschusses, dem 
unter anderen auch ein Vertreter des Siedlungs- 
verbandes Ruhrkohlenbezirk und ein Vertreter der 
Kohlenbergbauunternehmen angehört, gibt die 
Gewähr für eine Anhörung der betroffenen Ge- 
meinden und Kohlenbergbauunternehmen. 

Es ist notwendig, für die neugeschaffene Wohnung 
die Bestimmungen des Gesetzes, die sich auf den 
Bau von Bergaiibeiterwohnungen beziehen, in 
ihrer Anwendung auszuschließen; stattdessen gel- 
ten die Bestimmungen des Zweiten Wohnungsbau- 
gesetzes. Soweit sich Vorschriften des Gesetzes auf 
die Treuhandmittel, insbesondere deren Verteilung 
und Verwaltung, beziehen, müssen sie anwendbar 
bleiben. 

Absatz 3 stellt nochmals besonders heraus, daß 
die Zuteilung von neugeschaffenen Wohnungen 
auf jeden Fall zur Freimachung einer Bergarbeiter- 
wohnung führen muß. Nach Ablauf von 5 Jahren 
sollen die Wohnungen der allgemeinen Wohnraum- 
bewirtschaftung uniterliegen bzw. dem freien Woll- 
en uingsmarkt zur Verfügung stehen. 

Zur Handhabung des Gesetzes, insbesondere zur 
Vermeidung von Härten im Einzelfall, kann die 
Wohnungsbehörde im Einvernehmen mit dem zu- 
ständigen Bezirksausschuß Ausnahmen von den in 
Absatz 3 getroffenen Bestimmungen über die Zu- 
teilung der Wohnungen zulassen. 

Nr. 3 

Der neue Absatz 3 des § 18 dient der Klarstellung 
mit Rücksicht auf aufgetretene Zweifel. Die For- 
mulierung entspricht der derzeitigen Sach- und 
Rechtslage. 

Nr. 4 

Die Neufassung des § 20 dient im wesentlichen 
der Klarstellung. Die Ermächtigung ist einge- 
schränkt, da sich bei der Durchführung des § 5 in 
der Praxis keinerlei Schwierigkeiten oder Unklar- 
heiten ergeben haben, weitere Rechtsvorschriften 
insoweit also entbehrlich sind. 

Da sich die Ermächtigung ausschließlich auf haus- 
halits rechtliche Fragen bezieht, ist es aus Gründen 
der Vereinfachung des Verfahrens beim Erlaß 
dieser Verordnung zweckmäßig, als Träger der 
Ermächtigung den Bundesminister für Wohnungs- 
bau zu bestimmen, der lediglich das Einvernehmen 
mit dem Bu nd esminister der Finanzen herzustellen 
hat. 

Z u Artikel II 

Die Bestimmung gewährleistet, daß die seit dem 
1. Juli 1955 in den Preis einbezogenen, den Haupt- 
zollkassen zugeführten Beträge so behandelt 
werden, als ob eine Kohlenabgabe in dieser Höhe 
abgeführt worden wäre. 


Zu Artikel III 

Nach § 3 Abs. 1 Buchstabe ib des Gesetzes über 
B ergmannssiedlungen hatten die auf Grund dieses 
Gesetzes bestimmten Treuhandstellen für das 
Bergmannssiedlungsvermögen alter Art dafür zu 
sorgen, daß (die mit Beihilfen aus (diesem Treu- 
handvermögen geschaffenen Wohnungen bis zum 
Ablauf von 20 Jahren nach ihrer Fertigstellung 
nur von Wohnungsberechfcigten aus dem Kohlen- 
bergbau bewohnt werden. Wegen des großen 
Wohnungsbedarfs für die Arbeitnehmer des Koh- 
lenbergbaues hatte das Gesetz zur Förderung des 
Bergarbeiterwohnungsbaues im Kohlenbergbau in 
der Fassung vom 23. Oktober 1951 die 20 jährige 
Frist beseitigt, um die Zweckbindung der Woh- 
nungen für ständig zu sichern. Nachdem durch 
das erste Änderungsgesetz zum Bergarbeiterwoh- 
nungsbaugesetz die Zweckbindung der Bergarbei- 
terwohinungien hei Eigentumsmaßnahmien gemäß 
§ 5 Abis. 2 des Gesetzes neuer Fassung auf läng- 
stens 10 Jahre begrenzt wurde, wird die Dauer 
der Zweckbindung auch bei Eigentumsmaßnah- 
men im Bereich des Gesetzes über Bergmanns- 
siedlungen den geänderten Vorschriften des Berg- 
a rbeiterwohnungsbaugesetz es angepaßt. 

Zu Artikel V 

Die negative Saar-Klausel ist erforderlich, weil das 
Gesetz im Saarland vorerst nicht eingeführt wer- 
den kann. Einer Einführung stehen hinsichtlich 
der steuerlichen Seite der Saarvertrag, im übrigen 
die unterschiedlichen Wohnungsbau förderungsbe- 
stirnimungen entgegen, die ein Inkrafttreten der 
Wohnungsbaugesetze, des Mieterschutzgesetzes 
und des Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes im 
Saarland vorerst ausschließen. 

Z u Artikel VI 

Diese Bestimmung stellt insbesondere sicher, daß 
die Neuregelung der Kohlenabgabe für den Stein- 
kohlenbergbau mit dem gleichen Tage in Kraft 
tritt, an dem die neuen Kohlenpreise wirksam ge- 
worden sind. 

Zum Schluß möchte ich noch eine Bemerkung da- 
hingehend machen, daß es bei der großen Ver- 
schiedenheit der Drucksache 2356 gegenüber 'der 
vom Ausschuß erarbeiteten Fassung wenig sinnvoll 
gewesen wäre, dem Hohen Haus eine Gegenüber- 
stellung vorzulegen. 

Ich bitte, der Ihnen vorgelegten und vom Aus- 
schuß einstimmig beschlossenen Fassung dieses 
Änderungsgesetzes zuzustimmen. 


Bonn, den 18. Februar 1957 


Harnischfeger 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dein Gesetzentwurf — Drucksache 2356 — in der 
nachstehenden Fassung anziu nehmen. 

Bonn, den 12. Februar 1957 

Der Ausschuß für Wiederaufbau und 
Wohnungswesen 

Lücke Harnischfeger 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes 
zur Förderung des Bergarbeiterwohnungsbaues 
im Kohlenbergbau 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Bergarbeiterwohnungsbau- 
gesetzes 

Das Gesetz zur Förderung des Bergarbei- 
terwohnungsbaues im Kohlenbergbau in der 
Fassung vom 30. November 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 359) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 3 wird wie folgt geändert und 
+ ergänzt: 

a) Buchstabe a erhält folgende Fassung: 
,,a) für Steinkohlenkoks . 2,60 DM 

für die Tonne und 
für Steinkohle und 
Steinkohlenbriketts . .2, — DM 

für die Tonne,“ 

b) Nach Buchstabe a wird folgender 
neuer Buchstabe b eingefügt: 

„b) für Braunkohlen- 
schwelkoks .... 1, — DM 
für die Tonne,“ 

c) Der bisherige Buchstabe b wird Buch- 
stabe c. 

2. Nach § 9 wird folgender neuer § 9 a 
+ eingefügt: 

4 9 a 

Einsatz der Treuhandmittel zum Bau 
von anderen Wohnungen 

(1) Aus Mitteln des Treuhandvermö- 
gens können Darlehen zusätzlich auch 
zum Bau von Wohnungen gewährt wer- 
den, durch deren Bezug Bergarbeiter- 
wohnungen, Bergmannswohnungen (§ 24 
Abs. 2) oder Wohnungen, die für Ar- 


beitnehmer des Kohlenbergbaues be- 
stimmt oder nach Rechtsgeschäft zur 
Verfügung zu halten sind, freiwerden. 
Diese Darlehen sollen in der Regel die 
Durchschnittssätze nicht übersteigen, die 
von der für das Wohnungs- und Sied- 
lungswesen zuständigen obersten Landes- 
behörde nach § 43 Abs. 1 Sätze 1 und 2 
des Zweiten Wohnungsbaugesetzes fest- 
gesetzt sind. Uber Anträge auf Gewäh- 
rung von Darlehen entscheidet der Be- 
zirksausschuß (§ 13), in dessen Bezirk die 
freiwerdende Wohnung liegt. 

(2) Die neugeschaffenen Wohnungen 
sind öffentlich geförderte Wohnungen 
im Sinne des § 5 Abs. 1 des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes. Die Vorschriften 
der §§ 2 bis 9 sowie der §§ 21 und 22 
sind auf diese Wohnungen nicht anzu- 
wenden. 

(3) Die neugeschaffenen Wohnungen 
dürfen bis zum Ablauf von 5 Jahren 
nach Bezugsfertigkeit nur Personen zu- 
geteilt werden, die eine in Absatz 1 be- 
zeichnete Wohnung frei machen; sie kön- 
nen auch anderen Personen zugeteilt wer- 
den, wenn sichergestellt ist, daß hierdurch 
eine in Absatz 1 bezeichnete Wohnung 
frei wird. Die Wohnungsbehörde kann im 
Einvernehmen mit dem zuständigen Be- 
zirksausschuß Ausnahmen zulassen.“ 

3. § 18 wird wie folgt geändert: 

^ a) Nach Absatz 2 wird folgender neuer 
Absatz 3 eingefügt: 

„(3) Für Verbindlichkeiten, die sich 
auf das Treuhandvermögen beziehen, 
haftet die Treuhandstelle nur mit 
diesem Vermögen.“ 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 
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4. § 20 erhält folgende Fassung: 

♦ 4 20 

Weitere Vorschriften 
über das Treuhandvermögen 

Der Bundesminister für Wohnungsbau 
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen zur 
Durchführung dieses Gesetzes durch 
Rechtsverordnung Vorschriften über die 
Rechte und Pflichten der Treuhandstel- 
len hinsichtlich des Treuhandvermögens 
und die Verwaltung des Treuhandver- 
mögens, insbesondere die Übertragung 
der Befugnisse zur Stundung von Zinsen 
und Tilgungen oder zur Änderung der 
Tilgungspläne im Zusammenhang mit 
Stundungen auf die Treuhandstellen, zu 
erlassen.“ 

5. § 25 erhalt folgende Fassung: 

♦ 4 25 

Dauer der Erhebung der Abgabe 

Die in § 1 bezeichnete Abgabe wird 
bis zum 31. Dezember 1959 erhoben.“ 

Artikel II 
Übergangsregelung 

(1) Die Abgabe für Steinkohlenkoks, 
Steinkohle und Steinkohlenbriketts beträgt 
für die Zeit vom 1. Juli 1955 bis zum 
19. Oktober 1956 0,10 DM für die Tonne. 

(2) Die Abgabe für Steinkohlenkoks, 
Steinkohle und Steinkohlenbriketts ist auch 
insoweit kein Teil des vereinnahmten Ent- 
gelts im Sinne des § 5 des Umsatzsteuerge- 
setzes, als sie von den Abgabeschuldnern in 
der Zeit vom 1. Juli 1955 bis zum Tage des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes ihren Abneh- 
mern nicht gesondert berechnet worden ist. 

Artikel III 

Änderung des Gesetzes über Bergmanns- 
siedlungen 

§ 3 des Gesetzes über Bergmannssiedlun- 
gen vom 10. März 1930 (Reichsgesetzbl. I 
S. 32) in der Fassung des Gesetzes vom 
2. Mai 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 354) und 
des Gesetzes zur Förderung des Bergarbeiter- 
wohnungsbaues vom 23. Oktober 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 865) wird wie folgt ge- 
ändert: 


1 . Absatz 1 Buchstabe b erhält folgende 
Fassung: 

„b) die zu diesem Vermögen gehören- 
den und die mit Beihilfen aus Mit- 
teln dieses Vermögens hergestellten 
Wohnungen nur von Wohnungsbe- 
rechtigten bewohnt werden, in Ein- 
und Zweifamilienhäusern, die im 
Eigentum eines Bewohners stehen 
oder an einen Bewohner veräußert 
werden, jedoch nur bis zum Ablauf 
von 10 Jahren nach der Bezugsfer- 
tigkeit des Gebäudes.“ 

2. Tn Absatz 2 werden die Worte „, insbe- 
sondere bei Eigenheimen,“ gestrichen. 

Artikel IV 

Bekanntmachung des Wortlauts des Gesetzes 
zur Förderung des Bergarbeiterwohnungs- 
baues im Kohlenbergbau 

Der Bundesminister für Wohnungsbau 
wird ermächtigt, das Gesetz zur Förderung 
des Bergarbeiterwohnungsbaues im Kohlen- 
bergbau in der sich durch das vorliegende 
Gesetz ergebenden Fassung mit neuem 
Datum bekanntzumachen und Unstimmig- 
keiten des Wortlauts zu beseitigen. 

Artikel V 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der 
§§12 Abs. 1 und 13 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Ber- 
lin. Rechtsverordnungen, die auf Grund die- 
ses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Uberleitungs- 
gesetzes. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel VI 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft, jedoch Artikel I 
Nr. 1 Buchstabe a mit Wirkung vom 20. Ok- 
tober 1956 und Artikel I Nr. 1 Buchstabe b 
mit Wirkung vom 1. des Monats an, der auf 
die Verkündung dieses Gesetzes folgt. 
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